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1  Hiervon entfallen 400.000.000 € auf die Umschuldung von Darlehen und bei den Auszahlungen 25.000.000 € 
auf Gesellschafterdarlehen. 

Bekanntmachung der Haushaltssatzung der Stadt Duisburg 
für das Haushaltsjahr 2024 vom 12.01.2024 

Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 13.04.2022 (GV. NRW. S. 490) hat der Rat der Stadt am 27.11.2023 folgende Haushaltssatzung 
erlassen: 

§ 1
Ergebnisplan und Finanzplan 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2024, der die für die Erfüllung der Aufgaben der Stadt vo-
raussichtlich anfallenden Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie eingehenden Einzahlungen 
und zu leistenden Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen enthält, wird 

im Ergebnisplan mit 
Gesamtbetrag der Erträge auf 2.302.879.116 € 
Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 2.316.731.552 € 
abzüglich globaler Minderaufwand von 14.100.000 € 
somit auf 2.302.631.552 € 

im Finanzplan mit 
Gesamtbetrag der Einzahlungen aus  
laufender Verwaltungstätigkeit auf 2.232.326.389 € 
Gesamtbetrag der Auszahlungen aus  
laufender Verwaltungstätigkeit auf 2.228.004.616 € 

(nachrichtlich: Globaler Minderaufwand im Ergebnisplan von 14.100.000 €) 

Gesamtbetrag der Einzahlungen aus  
der Investitionstätigkeit auf 111.135.665 € 
Gesamtbetrag der Auszahlungen aus 
der Investitionstätigkeit auf 190.883.815 € 

Gesamtbetrag der Einzahlungen aus  
der Finanzierungstätigkeit auf 482.794.250 € 1 
Gesamtbetrag der Auszahlungen aus 
der Finanzierungstätigkeit auf 465.412.273 € 1 

festgesetzt. 

Der vorgenannte globale Minderaufwand im Ergebnisplan gemäß § 75 Ab-
satz 2 Satz 4 GO NRW wird in allen Teilergebnisplänen, die ordentliche Auf-
wendungen ausweisen, abgebildet. 
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§ 2 
Kreditermächtigung für Investitionen 

 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme  
für Investitionen erforderlich ist, wird auf 71.445.250 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 3 
Verpflichtungsermächtigungen 

 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, 
der zur Leistung von Investitionsauszahlungen in  
künftigen Jahren erforderlich ist, wird auf 293.177.399 € 
 
festgesetzt. 
 
 

§ 4 
Ausgleichsrücklage und allgemeine Rücklage 

 
Eine Inanspruchnahme des Eigenkapitals soll nicht erfolgen. 
 

§ 5 
Kredite zur Liquiditätssicherung 

 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur  
Liquiditätssicherung in Anspruch genommen  
werden dürfen, wird auf  1.800.000.000 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 6 
Steuersätze 

 
Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das Haushaltsjahr 2024 wie folgt festgesetzt: 

1. Grundsteuer 

1.1. für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe    

(Grundsteuer A) auf 260 v. H. 

1.2. für die Grundstücke (Grundsteuer B) auf 845 v. H. 

2. Gewerbesteuer auf 515 v. H. 

 
§ 7 

Bildung von Budgets 
 
Der Haushaltsplan ist nach Organisationseinheiten gegliedert, für die Teilergebnispläne und Teilfi-
nanzpläne (für Investitions- und Finanzierungstätigkeit) erstellt wurden. 

1. Teilergebnispläne 

Alle Aufwendungen und Erträge der Produkte eines Teilergebnisplanes werden zu einem Budget 
zusammengefasst. Der Saldo aus der Summe der Erträge und der Summe der Aufwendungen für 
jedes Budget ist verbindlich. 
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Ausgenommen von der Einbindung in diese Budgets sind die 

a) nicht zahlungswirksamen Erträge und Aufwendungen, 
b) Personal- und Versorgungsaufwendungen in zentraler Bewirtschaftung, 
c) internen Leistungsverrechnungen. 

 
Die nicht zahlungswirksamen Erträge und Aufwendungen werden innerhalb eines Teilergebnis-
plans zu einem eigenen Budget zusammengefasst Die Personal- und Versorgungsaufwendungen 
in zentraler Bewirtschaftung sind teilergebnisplanübergreifend gegenseitig deckungsfähig. 
 

2. Teilfinanzpläne 

Alle investiven Einzahlungen und Auszahlungen eines Teilfinanzplanes werden zu einem Budget 
zusammengefasst. Der Gesamtbetrag der Kreditermächtigung für Investitionen gemäß § 2 darf 
nicht überschritten werden. 
 

§ 8 
Flexible Haushaltsführung 

 
1. Bewirtschaftung von Budgets in der konsumtiven Ergebnisrechnung 

Im Rahmen der Bewirtschaftung werden die unter § 7 im Haushaltsplan gebildeten Budgets auf 
Produktebene aufgeteilt. 

2. Echte Deckung 
Alle Aufwendungen, konsumtiven Auszahlungen und investiven Auszahlungen sind innerhalb ihrer 
Budgets jeweils gegenseitig deckungsfähig. Zahlungswirksame Aufwendungen sind darüber hin-
aus einseitig deckungsfähig zugunsten nicht zahlungswirksamer Aufwendungen. Die Maßnahmen 
der Investitionsoffensive werden darüber hinaus teilfinanzplanübergreifend für gegenseitig de-
ckungsfähig erklärt. 

3. Unechte Deckung 
Zweckgebundene Mehrerträge/Mehreinzahlungen können für entsprechende Mehraufwendun-
gen/Mehrauszahlungen verwendet werden. Mindererträge/Mindereinzahlungen müssen zu ent-
sprechenden Minderaufwendungen/Minderauszahlungen führen. 
Für die Teilergebnispläne ergibt sich die Zweckbindung aus der Erläuterung zu den einzelnen Pro-
dukten. In den Teilfinanzplänen sind mit Ausnahme der allgemeinen Investitionspauschale grund-
sätzlich alle Zuwendungen für Investitionsmaßnahmen zweckgebunden. Weitere Zweckbindungen 
sind ggfs. bei den einzelnen Investitionsmaßnahmen erläutert. 
Darüber hinaus sind bei Betrieben gewerblicher Art Umsatzsteuereinzahlungen ausschließlich mit 
Vorsteuerauszahlungen deckungsfähig. 

4. Verpflichtungsermächtigungen 
Verpflichtungsermächtigungen können innerhalb eines Teilfinanzplanes auch für andere Investiti-
onsmaßnahmen verwendet werden, wobei der in § 3 festgesetzte Gesamtbetrag nicht überschrit-
ten werden darf. 

Der Stadtkämmerer wird ermächtigt, im Bedarfsfall Einzelheiten zur Anwendung der vorgenannten 
Regelungen festzulegen. Die rechtlichen Befugnisse des Stadtkämmerers bleiben im Übrigen unbe-
rührt. 
 

§ 9 
Weitere Regelungen 

 
1. Bei der Bewilligung über- und außerplanmäßiger Aufwendungen, Auszahlungen und Verpflich-

tungsermächtigungen im Sinne der §§ 83 Abs. 2 und 85 Abs. 1 GO NRW gelten als nicht erheblich: 

a) alle internen Verrechnungen, 
b) über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen bis zu 300.000 €, 
c) über- und außerplanmäßige Verpflichtungsermächtigungen bis zu 1.000.000 €. 

Über die Leistung dieser Aufwendungen, Auszahlungen und das Eingehen der Verpflichtungen 
entscheidet der Stadtkämmerer, soweit nicht der Rat im Einzelfall die Entscheidung an sich zieht. 
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2. Die im Stellenplan enthaltenen Vermerke „künftig umzuwandeln“ (ku) und „künftig wegfallend“ (kw)
werden beim Ausscheiden der bisherigen Stelleninhaber/innen aus diesen Stellen wirksam.

Bekanntmachung der Satzung 
Ich bestätige, dass 

- die Satzung ordnungsgemäß zustande gekommen ist,
- alle vor der öffentlichen Bekanntmachung zu beachtenden Vorschriften eingehalten worden

sind und
- der Wortlaut der beiliegenden Satzungsausfertigung mit dem Ratsbeschluss übereinstimmt

und gemäß §2 BekanntmVO Absatz 1 und 2 verfahren worden ist.

Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2024 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 

Einsichtnahme 
Die Haushaltssatzung sowie der Haushaltsplan mit seinen Anlagen liegen gemäß § 80 Abs. 6 GO 
NRW zur Einsichtnahme vom  

16.01.2024 

bis zum Ende der Auslegung des Jahresabschlusses 2024 gemäß § 96 Abs. 2 GO NRW in der 
Stadtkämmerei, Verwaltungsgebäude Alter Markt 23, Zimmer 207, 47051 Duisburg, 

während der allgemeinen Verkehrsstunden (montags bis freitags, 08:00-16:00 Uhr) öffentlich zur 
Einsichtnahme aus. 

Hinweis: 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser Sat-
zung nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-
den kann, es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren
wurde nicht durchgeführt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,
c) der Oberbürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher beanstandet oder
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Duisburg vorher gerügt und dabei

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Duisburg, den 12. Januar 2024 

Der Oberbürgermeister 

Sören Link 

Auskunft erteilt: 
Herr Preuß 
Tel.-Nr.: 0203 283-3729 
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Mit dem Antrag auf Eintragung in das 
Wählerverzeichnis oder mit den Wahlvor-
schlägen ist eine Versicherung an Eides 
statt abzugeben über das Vorliegen der 
o. g. Voraussetzungen für die aktive oder 
passive Wahlteilnahme.

Duisburg, den 9. Januar 2024

Der Stadtwahlleiter

Martin Murrack
Stadtdirektor

Auskunft erteilt:
Frau Gläser
Tel.-Nr.: 0203 283-2892

nicht erforderlich. Die Eintragung er- 
folgt dann von Amts wegen, sofern die 
sonstigen wahlrechtlichen Vorausset-
zungen vorliegen. Dies gilt nicht, wenn 
Sie bis zum oben angegebenen 21. Tag 
vor der Wahl gegenüber der zustän-
digen Gemeindebehörde auf einem 
Formblatt beantragen, nicht im Wähler-
verzeichnis geführt zu werden. Dieser 
Antrag gilt für alle künftigen Wahlen 
zum Europäischen Parlament, bis Sie 
erneut einen Antrag auf Eintragung in 
das Wählerverzeichnis stellen.

	 �Sind Sie bei früheren Wahlen (1979 bis 
1994) in ein Wählerverzeichnis in der 
Bundesrepublik Deutschland einge-
tragen worden, müssen Sie für eine 
Teilnahme an der Wahl einen erneuten 
Antrag auf Eintragung in das Wähler-
verzeichnis stellen.

	� Nach einem Wegzug in das Ausland 
und erneutem Zuzug in die Bundes-
republik Deutschland ist ein erneuter 
Antrag auf Eintragung in das Wähler-
verzeichnis erforderlich. 

Antragsvordrucke (Formblätter) sowie in- 
formierende Merkblätter können bei der 
Stabsstelle für Wahlen und Informationslo-
gistik, In den Haesen 84, 47198 Duisburg, 
E-Mail: wahlamt@stadt-duisburg.de ange-
fordert werden.

Daneben werden die Antragsvordrucke 
auch in elektronischer Form bei der Bun-
deswahlleiterin unter

www.bundeswahlleiterin.de

bereitgehalten. 

Für Ihre Teilnahme als Wahlbewerber/in ist 
u.a. Voraussetzung, dass Sie am Wahltag

1.	 das 18. Lebensjahr vollendet haben, 

2.	� die Staatsangehörigkeit eines Mitglied- 
staates der Europäischen Union besitzen, 

3.	� weder in der Bundesrepublik Deutsch-
land noch in dem Mitgliedstaat der Eu-
ropäischen Union, dem Sie angehören, 
von der Wählbarkeit ausgeschlossen 
sind. 

Europawahl 2024
Bekanntmachung für Staatsangehörige 
der übrigen Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Union (Unionsbürger) zur 
Wahl zum Europäischen Parlament in 
der Bundesrepublik Deutschland

Am 09. Juni 2024 findet die Wahl der Ab- 
geordneten des Europäischen Parlaments 
aus der Bundesrepublik Deutschland statt. 
An dieser Wahl können Sie aktiv teilneh-
men, wenn Sie am Wahltag

1.	� die Staatsangehörigkeit eines der übri-
gen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union besitzen, 

2.	 das 16. Lebensjahr vollendet haben, 

3.	� seit mindestens drei Monaten in der 
Bundesrepublik Deutschland oder in  
den übrigen Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Union eine Wohnung inne- 
haben oder sich mindestens seit dieser 
Zeit sonst gewöhnlich aufhalten (auf 
die Dreimonatsfrist wird ein aufeinan- 
derfolgender Aufenthalt in den genann- 
ten Gebieten angerechnet), 

4.	� weder in der Bundesrepublik Deutsch-
land noch in dem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union, dessen Staatsan-
gehörigkeit Sie besitzen, vom aktiven 
Wahlrecht zum Europäischen Parlament 
ausgeschlossen sind, 

5.	� in ein Wählerverzeichnis in der Bundes- 
republik Deutschland eingetragen sind. 
Die erstmalige Eintragung erfolgt nur 
auf Antrag. Der Antrag ist auf einem 
Formblatt zu stellen; er soll bald 
nach dieser Bekanntmachung ab- 
gesandt werden. 

	� Einem Antrag, der erst nach dem  
19. Mai 2024 (21. Tag vor der Wahl) 
bei der zuständigen Gemeindebehörde 
eingeht, kann nicht mehr entsprochen  
werden (§ 17a Absatz 2 der Europa- 
wahlordnung).

	 �Sind Sie bereits aufgrund Ihres Antrages 
bei der Wahl am 13. Juni 1999 oder 
einer späteren Wahl zum Europäischen 
Parlament in ein Wählerverzeichnis der 
Bundesrepublik Deutschland eingetra-
gen worden, so ist ein erneuter Antrag 
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